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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.05.1972 

Geschäftszahl 

2131/71 

Rechtssatz 

Die Vergütung, die für die Fernsehaufzeichnungen von Theaterstücken die hiebei mitwirkenden 
Schauspieler, die in einem Bühnendienstverhältnis zu dem die Theateraufführungen veranstaltenden 
Theaterunternehmen stehen, vom Sendeunternehmen (als Drittem) erhalten, ohne daß auf Grund ihres 
Dienstverhältnisses eine Verpflichtung zur Mitwirkung an diesen Fernsehaufzeichnungen als solchen 
besteht, sind nicht als Entgelt auf Grund des Bühnendienstverhältnisses im Sinne des § 49 Abs 1 ASVG 
anzusehen; und zwar selbst dann nicht, wenn die Höhe dieser Vergütungen vom Betriebsrat des 
betreffenden Theaterunternehmens mit dem Sendeunternehmen vereinbart worden ist. 
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